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Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung mit der Stellungnahme des Europäischen Parlaments zu dem 
Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften an den Rat für den 
Jahresbericht über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT, 

— in Kenntnis des Vorschlags der Kommission für den Jahres- 
bericht über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft (Dok. 
182/73), 

— vom Rat gemäß Artikel 4 der Entscheidung des Rats vom 
22. März 1971 über die Verstärkung der Koordinierung der 
kurzfristigen Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten 1 ) kon- 
sultiert, 

— auf Grund des Programms für die mittelfristige Wirtschafts- 
politik für den Zeitraum 1971-1975, 

— auf Grund der Entschließung des Rats vom 5. Dezember 1972 
über Maßnahmen zur Inflationsbekämpfung 2 ), 

— unter Hinweis auf seine Entschließungen vom 11. Oktober 
1972, 15. Februar 1973 und 9. Mai 1973 3 ), 

— in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Wirtschaft und 
Währung (Dok. 191/73), 

— in Billigung der beigefügten Stellungnahme des Haushalts- 
ausschusses; 

1. wiederholt seine Warnung, daß die anhaltenden, raschen 
Preissteigerungen schwerwiegende Folgen auf sozialem und 
wirtschaftlichem Gebiet, aber letzten Endes auch für die Ge- 
sellschaftsordnung haben; 

2. stellt fest, daß die konjunkturpolitischen Empfehlungen des 
Rats auch im vergangenen Jahr nur zum Teil befolgt wurden 
und daß den wirtschaftspolitischen Zielen nicht in allen 
Mitgliedstaaten das gleiche Gewicht zuerkannt wird, so daß 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 vom 27. März 1971, 
S. 12 
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1972, S. 12 
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die Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion, 
des primären Ziels der Gemeinschaft, gefährdet wird; 

3. fordert vom Rat einen Beschluß gemäß Artikel 235 des Ver- 
trages, mit dem die Entscheidungs- und Exekutivbefugnisse 
der Gemeinschaftsorgane im wirtschaftspolitischen Bereich 
erweitert und verstärkt werden, von der Kommission end- 
lich die Vorlage eines Verordnungsentwurfs über die Sta- 
bilität, das Wirtschaftswachstum, den hohen Beschäftigungs- 
stand und das außenwirtschaftliche Gleichgewicht, um damit 
neben einheitlichen Politiken auch einheitliche Instrumente 
in der Gemeinschaft zur Verfügung zu haben; 

4. ist mit der im Vorschlag für den Jahresbericht über die Wirt- 
schaftslage der Gemeinschaft enthaltenen Analyse der Wirt- 
schaftslage sowie mit den konjunkturpolitischen Vorschlä- 
gen einverstanden; 

5. wünscht jedoch, daß diese Vorschläge in folgenden Punkten 
ergänzt oder deutlicher formuliert werden; 

— eine strikte Haushalts-, Geld- und Kreditpolitik ist im 
allgemeinen unentbehrlich, aber die Inflation kann nur 
dann wirksam bekämpft werden, wenn die öffentliche 
Gewalt außerdem die Mitverantwortung für die Entwick- 
lung der Preise und der Einkommen übernimmt; 

— eine größere Publizität der Einkommen muß angestrebt 
werden; 

— eine Preisüberwachung, wie sie in der Entschließung des 
Rats vom 28. Juni 1973 4 ) erwähnt wird, ist jetzt als Er- 
gänzung der haushalts-, geld- und kreditpolitischen Maß- 
nahmen erforderlich; 

— da Staat und Sozialpartner zögern, der Inflation entschie- 
den entgegenzutreten, muß man erwägen, die Öffentlich- 
keit für energische Maßnahmen zu gewinnen, mit denen 
die Last der Inflationsbekämpfung der jeweiligen Bela- 
stungsfähigkeit entsprechend verteilt wird; 

— zu diesem Zweck sollte man in der Gemeinschaft gleich- 
zeitig mit der notwendigen Publizität eine Gemeinschafts- 
aktion gegen die Inflation ankündigen und einleiten, um 
die Inflationspsychose abzubauen; 

6. ist der Ansicht, daß die baldige Rückkehr zu einer interna- 
tionalen Währungsordnung für die Preisstabilität von großer 
Bedeutung ist; 

7. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung und die 
Anlage dem Rat und der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften sowie den Parlamenten und Regierungen der 
Mitgliedstaaten zu übermitteln. 


4) Ziffer VI 
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Anlage 

Vom Europäischen Parlament gebilligte Stellungnahme 
des Haushaltsausschusses 

Dem Entschließungsantrag des federführenden Ausschusses für 

Wirtschaft und Währung sind folgende Ziffern hinzuzufügen: 

1. ist der Ansicht, daß die Mitgliedstaaten in Anbetracht der 
gegenseitigen Abhängigkeit ihrer Wirtschaft und der Wech- 
selwirkung der in einem oder mehreren Mitgliedstaaten ge- 
troffenen Maßnahmen darauf hinwirken müssen, daß ihre 
Haushaltspolitik besser aufeinander abgestimmt wird und 
daß die von den Gemeinschaftsorganen im Jahresbericht 
über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft aufgezeichneten 
Empfehlungen strikter befolgt werden; 

2. ersucht die Kommission und den Rat, in den Empfehlungen 
an die einzelnen Mitgliedstaaten so weit wie möglich die in 
den Ländern übliche Terminologie zu verwenden, damit die 
nationalen Parlamente die Vorschläge ihrer Regierungen 
an den Gemeinschaftsempfehlungen unmißverständlich mes- 
sen können; 

3. hält es für notwendig, daß entschiedene Fortschritte auf dem 
Weg zu einer gegenseitigen Angleichung der Haushalte der 
Mitgliedstaaten gemacht werden; 

4. betont, daß rasch Wege gefunden werden müssen, um auch 
die drei neuen Mitgliedstaaten enger in die Koordinierung 
der Haushaltspolitik einzubeziehen; 

5. ist der Ansicht, daß die Zuwachsrate der öffentlichen Aus- 
gaben nicht höher sein darf als die Zuwachsrate des Brutto- 
sozialprodukts; 

6. ist ferner der Ansicht, daß die Steuerpolitik gemeinsam mit 
der Haushaltspolitik ein sozialpolitisches Instrument dar- 
stellt, das eine Einkommenspolitik ermöglicht, die auf eine 
gerechtere Verteilung ausgerichtet ist; 

7. wünscht, daß es den nationalen Parlamenten möglich wird, 
ihre nationalen Haushaltspläne nicht nur unter dem Ge- 
sichtspunkt der nationalen Erfordernisse, sondern auch unter 
dem der Erfordernisse der gesamten Gemeinschaft zu prü- 
fen. 
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